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Eine andere Meinung 

1. Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Peter Bofinger, vertritt zur Fragen der 
Haushalts- und Steuerpolitik eine abweichende Meinung. 

2. Im Gegensatz zur Mehrheit des Rates ist er nicht der Auffassung, dass die derzeitige 
Entwicklung bei der Haushaltskonsolidierung „nicht zufriedenstellend“ sei. Deutschland 
verfügt seit dem Jahr 2012 über einen strukturell ausgeglichenen Haushalt. Für die 
kommenden Jahre ist mit strukturellen Überschüssen zu rechnen. Die Risiken durch 
möglicherweise wieder ansteigende Zinsen sind begrenzt, da die durchschnittliche Verzinsung 
der Staatsverschuldung mit rund 3 % doppelt so hoch ist wie die derzeitige Umlaufsrendite. 
Die Gemeinschaftsdiagnose vom 15. Oktober 2013 erwartet bis zum Jahr 2018 durchweg 
Finanzierungsüberschüsse und für das Jahr 2018 sogar einen strukturellen Überschuss in 
Höhe von 1 %. Werden die Überschüsse zur Schuldentilgung eingesetzt, kann dieser 
Prognose zufolge durch das gleichzeitige Abschmelzen der „Bad banks“ bereits im Jahr 2018 
eine Schuldenstandsquote in der Nähe des 60 %-Werts erreicht werden.  

Auf längere Sicht ergibt sich aus einer aktuellen Tragfähigkeitsanalyse des Internationalen 
Währungsfonds bis zum Jahr 2030 (IWF, 2013) die Notwendigkeit einer Anhebung des 
strukturellen Saldos um einen Prozentpunkt. Diese Anpassung könnte bereits durch die von 
der Gemeinschaftsprognose unter den Status quo Annahmen mittelfristig erwartete 
Verbesserung des Budgets erreicht werden. 

3. Eine massivere fiskalische Konsolidierung hätte sich in den vergangenen Jahren vor 
allem auf die deutsche Binnennachfrage nachteilig ausgewirkt. Diese hat sich in den Jahren 
2012 und 2013 im Vergleich zu anderen großen Industrieländern außerhalb des Euro-Raums 
jedoch ohnehin äußerst schwach entwickelt (Schaubild 81). So gesehen ist die kürzlich von 
US-amerikanischer Seite vorgebrachte Kritik durchaus berechtigt. Sie stellt fest, dass 
Deutschlands anämische Entwicklung der Binnennachfrage und seine Abhängigkeit von 
außenwirtschaftlichen Wachstumsimpulsen einen Abbau der Ungleichgewichte zu einer Zeit 
verhindert hatte, als andere Mitgliedstaaten des Euro-Raums unter einem starken Druck 
standen, ihre Nachfrage einzuschränken (U.S. Department of the Treasury und Office of 
International Affairs, 2013). In Deutschland ist also nicht zu wenig, sondern zu viel 
konsolidiert worden.  
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4. Das in diesem Kapitel verwendete, rein retrospektiv angelegte, Verfahren von Burret et 
al. (2013) erscheint für eine Diagnose der Tragfähigkeit öffentlicher Finanzen ungeeignet. 
Bei der Tragfähigkeit handelt es sich – wie die Gleichung im Kasten 18 verdeutlicht – um ein 
zukunftsorientiertes Konzept. Die Analyse von Burret et al. (2013) versteht unter 
Tragfähigkeit jedoch letztlich nicht mehr, als dass es in der Vergangenheit zu einem Anstieg 
der Staatsverschuldung gekommen ist. Dabei wird diese Entwicklung darauf zurückgeführt, 
dass der Anstieg der Einnahmen nicht mit dem Anstieg der Ausgaben Schritt gehalten und 
dass das Primärdefizit nicht angemessen auf den Anstieg der Schuldenstandsquote reagiert 
hat.  

5. Nicht geteilt werden kann die generelle Ablehnung von Steuererhöhungen durch die 
Mehrheit des Rates, die sich auch im Kapitel zur Steuerpolitik (Ziffern 594 ff.) findet. Die 
Mehrheit des Rates weist selbst auf Studien hin, die hinsichtlich der Arbeitsanreize und 
Wohlfahrtseffekte zu dem Ergebnis kommen, dass Erhöhungen des Steuersatzes für sehr hohe 
Einkommen vertretbar sein könnten (Saez et al., 2012). Entscheidend für Wachtsums- und 
Wohlstandseffekte ist dabei, dass die so generierten Einnahmen für zusätzliche Investitionen 
eingesetzt werden.  

Die Mehrheit geht von einem zusätzlichen Investitionsbedarf von 3,8 Mrd Euro aus, den der 
Staat jährlich für den Erhalt der Infrastruktur aufwenden müsse. Mit diesem Betrag, der 
ohne höhere Steuern finanziert werden könnte, sei es in etwa möglich, die Bruttoinvestitionen 
so zu erhöhen, dass sie zumindest wieder dem Abschreibungsbedarf entsprechen. Dabei 
stünden jedoch keinerlei Mittel für eine Verbesserung der Infrastruktur zur Verfügung, 
was einen entscheidenden Beitrag zur Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
deutscher Unternehmen darstellen würde. Derzeit liegt Deutschland mit einem Anteil der 
öffentlichen Investitionen am Bruttoinlandsprodukt von 1,5 % deutlich unter dem 

Komponenten der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage
in den Jahren 2012 und 2013 in den G7-Ländern

1) Durchschnittliche jährliche Veränderungsraten der Jahre 2012 und 2013.– 2) Durchschnitt der jählichen Wachtumsbeiträge.

Quelle: IWF

Schaubild 81
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Durchschnitt des Euro-Raums von 2,1 % und dem der EU-15-Länder von 2,2 % 
(Schaubild 82). Ein um einen halben Prozentpunkt in Bezug zum Bruttoinlandsprodukt 
höherer Anteil würde jährlich zusätzliche Ausgaben für öffentliche Investitionen in Höhe von 
rund 14 Mrd Euro erfordern, die zumindest teilweise über höhere Steuern finanziert werden 
sollte.  

6. Es trifft zu, dass sich der demografische Wandel erheblich auf die Schülerzahlen 
auswirken wird. Fraglich ist dabei jedoch, ob sich daraus Einsparpotenziale im 
Bildungsbereich ergeben. Nach Berechnungen der OECD liegt Deutschland bei den 
öffentlichen Bildungsausgaben in Relation zum Bruttoinlandsprodukt um rund einen 
Prozentpunkt unter dem OECD-Durchschnitt und noch sehr viel stärker unter den Werten der 
skandinavischen Länder. Der demografische Wandel eröffnet damit die Möglichkeit, eine 
bessere Qualität der Bildung zu erreichen, ohne dass dafür zusätzliche Mittel eingesetzt 
werden müssen. Diese Chance würde vergeben, wenn man den Rückgang der Schülerzahlen 
demgegenüber für Einsparungen nutzte.  

Soweit die Meinung dieses Ratsmitglieds. 
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Öffentliche Investitionen 2013in ausgewählten Ländern im Jahr 1)

in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt
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